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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 Ausbildung zum Rettungssanitäter ist keine Erstausbildung im Sinne des Kindergelds  

(BFH, Urt. v. 22.4.2026 – Az. III R 7/24) 

 

   

____________________________________ 

 

Der Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung im 

Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 des Einkommensteuerge-

setzes (EStG) setzt einen Abschluss nach einer grund-

sätzlich mindestens einjährigen Ausbildungsdauer 

voraus. 
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Die Absolvierung einer 520 Stunden umfassenden 

Ausbildung zum Rettungssanitäter mit abschließender 

Prüfung führt noch nicht zum Abschluss einer erstmali-

gen Berufsausbildung gemäß § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG. 

Die Legaldefinition in § 9 Abs. 6 Satz 2 EStG für eine 

"Berufsausbildung als Erstausbildung" bezieht sich auf 

§ 9 Abs. 6 Satz 1 EStG. Sie ist für die Auslegung des in 

§ 32 Abs. 4 Satz 2 EStG verwendeten Begriffs der 

"erstmaligen Berufsausbildung" weder unmittelbar noch 

analog anwendbar. 

Hintergrund 

Kindergeld oder der Kinderfreibetrag dienen dazu, die 

steuerliche Freistellung eines Einkommensbetrags in 

Höhe des Existenzminimums eines Kindes einschließ-

lich der Bedarfe für Betreuung und Erziehung oder 

Ausbildung zu gewährleisten. Soweit das Kindergeld 

dafür nicht erforderlich ist, dient es der Förderung der 

Familie.  

Bei einem Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat 

und eine erstmalige Berufsausbildung oder ein Erststu-

dium abgeschlossen hat, wird dieser sog. Familienleis-

tungsausgleich, nur gewährt, wenn das Kind keiner 

Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine erstmalige Berufsaus-

bildung kann also den Anspruch auf Kindergeld entge-

genstehen. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 

22.4.2026 (Az. III R 7/24) zu entscheiden, ob die Aus-

bildung zum Rettungssanitäter als erstmalige Berufs-

ausbildung zu qualifizieren ist und so das Kindergeld 

ausschließt. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind §§ 62 Abs. 1 Satz 1, 63 Abs. 

1 Satz 1 und § 32 Abs. 1, 3 und 4 EStG. Diese lauten 

wie folgt: 

§ 62 Abs. 1 Satz 1 EStG 

Für Kinder im Sinne des § 63 hat Anspruch auf Kinder-

geld nach diesem Gesetz, wer 

1. im Inland einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt hat oder 

2. ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 

Inland 

a) nach § 1 Absatz 2 unbeschränkt einkommensteuer-

pflichtig ist oder 

b) nach § 1 Absatz 3 als unbeschränkt einkommen-

steuerpflichtig behandelt wird. 

§ 62 Abs. 1 Satz 1 EStG 

Als Kinder werden berücksichtigt 

1.Kinder im Sinne des § 32 Absatz 1, 

2. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenommene 

Kinder seines Ehegatten, 

3. vom Berechtigten in seinen Haushalt aufgenommene 

Enkel. 

§ 32 Abs. 1, 3 und 4 EStG 

(1) Kinder sind 

1.im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandte 

Kinder, 

2.Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuerpflichti-

ge durch ein familienähnliches, auf längere Dauer be-

rechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht zu 

Erwerbszwecken in seinen Haushalt aufgenommen hat 

und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu den Eltern 

nicht mehr besteht). 

(3) Ein Kind wird in dem Kalendermonat, in dem es 

lebend geboren wurde, und in jedem folgenden Kalen-

dermonat, zu dessen Beginn es das 18. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat, berücksichtigt. 

(4) Ein Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, wird 

berücksichtigt, wenn es 

1. noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht in 

einem Beschäftigungsverhältnis steht und bei einer 

Agentur für Arbeit im Inland als Arbeitsuchender ge-

meldet ist oder 

2. noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat und 

a) für einen Beruf ausgebildet wird oder 
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b) sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Mo-

naten befindet, die zwischen zwei Ausbildungsabschnit-

ten oder zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der 

Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivildienstes, 

einer vom Wehr- oder Zivildienst befreienden Tätigkeit 

als Entwicklungshelfer oder als Dienstleistender im 

Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes oder der 

Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b 

des Soldatengesetzes oder der Ableistung eines freiwil-

ligen Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder 

c) eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes 

nicht beginnen oder fortsetzen kann oder 

d) einen der folgenden freiwilligen Dienste leistet: 

aa) ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des Jugend-

freiwilligendienstgesetzes, 

bb) ein freiwilliges ökologisches Jahr im Sinne des 

Jugendfreiwilligendienstgesetzes, 

cc) einen Bundesfreiwilligendienst im Sinne des Bun-

desfreiwilligendienstgesetzes, 

dd) eine Freiwilligentätigkeit im Rahmen des Europäi-

schen Solidaritätskorps im Sinne der Verordnung (EU) 

2021/888 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 20. Mai 2021 zur Aufstellung des Programms für 

das Europäische Solidaritätskorps und zur Aufhebung 

der Verordnungen (EU) 2018/1475 und (EU) Nr. 

375/2014 (ABl. L 202 vom 8.6.2021, S. 32), 

ee) einen anderen Dienst im Ausland im Sinne von § 5 

des Bundesfreiwilligendienstgesetzes, 

ff) einen entwicklungspolitischen Freiwilligendienst 

„weltwärts“ im Sinne der Förderleitlinie des Bundesmi-

nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung vom 1. Januar 2016, 

gg) einen Freiwilligendienst aller Generationen im Sin-

ne von § 2 Absatz 1a des Siebten Buches Sozialge-

setzbuch oder 

hh) einen Internationalen Jugendfreiwilligendienst im 

Sinne der Richtlinie des Bundesministeriums für Fami-

lie, Senioren, Frauen und Jugend vom 4. Januar 2021 

(GMBl S. 77) oder 

3. wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behin-

derung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten; 

Voraussetzung ist, dass die Behinderung vor Vollen-

dung des 25. Lebensjahres eingetreten ist. 

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 

oder eines Erststudiums wird ein Kind in den Fällen des 

Satzes 1 Nummer 2 nur berücksichtigt, wenn das Kind 

keiner Erwerbstätigkeit nachgeht. Eine Erwerbstätigkeit 

mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher 

Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis oder ein 

geringfügiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne der 

§§ 8 und 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch sind 

unschädlich. 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 22.4.2026 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 40/06 vom 30.7.2026 wie folgt 

zusammen:  

„Mit Urteil vom 22.04.2026 – III R 7/24 hat der Bundes-

finanzhof (BFH) entschieden, dass die Ausbildung zum 

Rettungssanitäter trotz ihrer berufsqualifizierenden 

Wirkung nicht als Abschluss einer erstmaligen Berufs-

ausbildung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 Einkom-

mensteuergesetz (EStG) gilt, weil sie kürzer als ein 

Jahr dauert. 

Rettungssanitäter werden beim qualifizierten Kranken-

transport als Fahrer sowie in der Notfallrettung als Teil 

der Besatzung eines Notarzt- oder Rettungswagens 

eingesetzt, um den Notarzt oder Notfallsanitäter zu 

unterstützen. Die Dauer der Rettungssanitäter-

Ausbildung ist mit 520 Stunden vergleichsweise kurz. 

Ihr erfolgreicher Abschluss hindert nicht die Zahlung 

von Kindergeld, selbst wenn das volljährige, gemäß § 

32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 EStG berücksichtigungsfähige 

Kind anschließend als Rettungssanitäter einer regel-

mäßig mehr als 20 Stunden pro Woche umfassenden 

Erwerbstätigkeit nachgeht (vgl. § 32 Abs. 4 Satz 2 und 

3 EStG). Die Rechtslage hat sich infolge der Neurege-

lung des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG durch das Steuerver-

einfachungsgesetz 2011 geändert. Zuvor galt für die 

Berücksichtigung eine Einkünfte- und Bezügegrenze 

(sogenannter Jahresgrenzbetrag). Seither bleibt ein 

Kind, das seiner Erstausbildung oder seinem Erststudi-

um ernsthaft nachgeht, unabhängig vom Umfang der 

daneben ausgeübten Erwerbstätigkeit beim Kindergeld 

berücksichtigungsfähig. Nach Abschluss einer erstmali-
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gen Berufsausbildung oder eines Erststudiums wird ein 

Kind dagegen nur berücksichtigt, wenn es keiner Er-

werbstätigkeit von mehr als 20 Wochenstunden nach-

geht. 

Im Streitfall hatte die in den drei Streitmonaten (Juni bis 

August 2023) 21 Jahre alte Tochter des Klägers und 

Revisionsbeklagten nach ihrem Abitur und Bundesfrei-

willigendienst in den Monaten Februar bis Mai 2023 

eine Rettungssanitäter-Ausbildung absolviert. Im An-

schluss daran nahm sie, da sie mit ihrer ursprünglich 

geplanten Ausbildung noch nicht beginnen konnte, eine 

Vollzeittätigkeit als Rettungssanitäterin auf. Die Famili-

enkasse (Revisionsklägerin) gewährte das Kindergeld 

ab September 2023 im Hinblick auf die Ausbildung der 

Tochter zur Notfallsanitäterin, versagte es aber für die 

Streitmonate. Der hiergegen erhobenen Klage des 

Vaters gab das Finanzgericht (FG) statt. 

Der BFH hat gegen die Auffassung der Familienkasse 

das Urteil des FG im Ergebnis bestätigt. Die Vollzeittä-

tigkeit als Rettungssanitäterin steht dem Kindergeldan-

spruch nicht entgegen. In den Streitmonaten fehlte es 

bei der Tochter noch am Abschluss einer erstmaligen 

Berufsausbildung, da die Rettungssanitäter-Ausbildung 

nicht als solche im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 2 EStG 

anzusehen ist. Für die Anwendung dieser Vorschrift ist 

grundsätzlich eine Mindestausbildungsdauer von einem 

Jahr zu verlangen. Diese erfüllt die landesrechtlich 

geregelte, in Vollzeitform nur etwa drei Monate dauern-

de Rettungssanitäter-Ausbildung nicht. Anders zu se-

hen wäre dies beispielsweise für die Notfallsanitäter-

Ausbildung, die gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Notfallsanitä-

tergesetz in Vollzeitform drei Jahre dauert.“ 

 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Niedersächsisches Finanzgericht, 

dessen Urteil vom 30.1.2024 (Az. 8 K 134/23) mit Revi-

sion angegriffen worden war. 

Fazit 

Das Urteil gibt Rechtsklarheit, dass die Ausbildung als 

Rettungssanitäter dem Kindergeldanspruch nicht ent-

gegensteht. 

Da der Bundesfinanzhof allerdings auf Grundlage der 

geringen Dauer der Ausbildung argumentiert, kann das 

Urteil auch in anderen unklaren Fällen herangezogen 

werden. Der Kindergeldanspruch ist dann gefährdet, 

wenn die Ausbildung mindestens ein Jahr dauert. Um-

gekehrt sollte bei Ausbildungen unter einem Jahr der 

Anspruch bestehen bleiben. 

 

4.8.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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